
Auswertung eines Rechtsstreits einem volkseigenen 
Betrieb den Hinweis, doch einmal festzustellen, inwie­
weit für die mangelhafte Erfüllung von Verpflichtungen 
dieses Betriebes ein bestimmter leitender Angestellter 
verantwortlich zu machen ist. Zwar führte die darauf­
hin durchgeführte Untersuchung nicht zur Feststellung 
schuldhafter Pflichtverletzung einer bestimmten Per­
son. Die Betriebsleitung erteilte jedoch in Anwendung 
der in der Arbeitsordnung festgelegten Maßnahmen 
dem Leiter der Abteilung Arbeit einen Verweis und 
traf darüber hinaus geeignete Vorkehrungen, damit in 
Zukunft der gleiche Fehler nicht wieder auftreten kann.

Dieses Beispiel zeigt, daß die staatsanwaltschaftliche 
Tätigkeit auch dann zur Verbesserung der Arbeitsweise 
der Betriebe beitragen kann, wenn keine bestimmte 
Person für einen eingetretenen Schaden materiell ver­
antwortlich zu machen ist. Es gibt eine ganze Reihe 
von Fällen, in denen die Auswertung mangelhaft ge­
führter Prozesse zu Hinweisen des Staatsanwalts auf 
Unzulänglichkeiten in volkseigenen Betrieben führte.

Die Mitwirkung des Staatsanwalts in Zivil- und 
Arbeitsrechtsstreitigkeiten gibt die Möglichkeit, be­
stimmte Schwerpunkte der Rechtsprechung im Bezirk 
zu erkennen. Die Häufung von Prozessen auf einem 
bestimmten Gebiet des Zivil- oder Arbeitsrechts muß 
den Staatsanwalt zu sorgfältigen Untersuchungen ver­
anlassen. Auf diesen Gebieten werden dann Analysen 
ausgearbeitet, die uns einen zusammenfassenden Über­
blick über die Rechtsprechung verschaffen und als 
Grundlage für bestimmte allgemeingültige Schluß­
folgerungen dienen.

Als Beispiel sei die Häufung von Klagen auf Zahlung 
von Vertragsstrafe wegen verspäteter Rückgabe von 
Leihverpackung genannt, die ihre Ursache in einer 
mangelhaften Kenntnis bzw. Beachtung der VO vom
31. März 1955 über die Rückgabe und Berechnung von 
Leihverpackung (GBl. I S. 283), aber auch in Mängeln 
dieser VO selbst hatte1).

Ein weiteres Beispiel liegt auf arbeitsrechtlichem 
Gebiet. Hier beobachten wir bei der Mitwirkung einen 
besonders starken Anfall von Kündigungsstreitigkeiten. 
Wir untersuchten daraufhin alle Verfahren, die vor 
den Kreisarbeitsgerichten Dresden, Zittau und Löbau 
im Zusammenhang mit Kündigungen stattgefunden 
hatten, und zwar sowohl die Behandlung dieser Ver­
fahren durch die Arbeitsgerichte als auch die Tätigkeit 
der Betriebsleitungen. Dabei zeigte sich, daß man auch 
die Arbeit der Konfliktkommissionen auf diesem Ge­
biet untersuchen mußte, und wir führten dies im 
ganzen Bezirk Dresden durch. Wir stellten nun fest, 
daß die Arbeit der Konfliktkommissionen zum Teil 
sehr mangelhaft ist, daß Entscheidungen ohne Be­
achtung des Gesetzes gefällt wurden, daß die fristlose 
Entlassung eines Werktätigen nicht als das äußerste 
Mittel zur Gestaltung der betrieblichen Verhältnisse 
angesehen wurde. Nicht selten wurden leichtfertig aus­
gesprochene fristlose Entlassungen sowohl von den 
Betriebsgewerkschaftsleitungen als auch von den Kon­
fliktkommissionen infolge mangelhafter Kenntnis des 
Kündigungsrechts anerkannt.

Weniger erfolgreich waren Analysen, deren Aus­
gangspunkt die Beteiligung einer bestimmten Partei 
am Prozeß war. So führte der Versuch einer Über­
prüfung aller Prozesse, an denen eine LPG als Partei 
beteiligt war, dazu, daß dem Bearbeiter eine Vielzahl 
von Akten vorgelegt wurden, die nur hinsichtlich des 
einen Faktors — nämlich das Auftreten einer LPG als 
Partei — übereinstimmten, sonst aber grundverschieden 
waren. Es tauchten Prozesse wegen Räumung neben 
solchen wegen Bezahlung von Lieferungen oder An­
sprüchen wegen zuviel gezahlter Vorschüsse auf 
Arbeitseinheiten bzw. wegen Bearbeitung von 
devastierten Betrieben u. ä. nebeneinander auf. Die 
Vielzahl von Prozessen mit verschiedenartigen An­
sprüchen ermöglicht keine genaue Gegenüberstellung 
und keine besondere Auswertung.

Wenn sich der Staatsanwalt einen Überblick über 
die Rechtsprechung auf bestimmten Gebieten ver­
schaffen will, muß er also stets von einem bestimmten 
Sachgebiet, von bestimmten rechtlichen Gesichtspunk-
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ten ausgehen, nicht aber von der Frage, welche Par­
teien am Prozeß beteiligt sind.

Nicht nur Schwerpunkte auf dem Gebiet des 
materiellen Zivil- und Arbeitsrechts, sondern auch neue 
prozeßrechtliche Institute können Anlaß für eine 
Analyse sein. Die Notwendigkeit, sich einen Überblick 
über die Praxis zu verschaffen, zeigte sich z. B. hin­
sichtlich der Verfahren auf Aufhebung von Ent­
scheidungen der Konfliktkommission nach § 31 KKVO. 
Hier war es erforderlich, die zunächst auftretende Ver­
schiedenartigkeit der prozessualen Ausgestaltung dieser 
Verfahren zu überwinden und, nachdem eine be­
stimmte Zeit vergangen war, eine Einheitlichkeit 
wenigstens im Bezirk herbeizuführen. Unsere Analyse 
umfaßte sämtliche Aufhebungsverfahren aus dem 
Jahre 1955 im Bezirk Dresden. Dabei ergab sich, daß 
Unklarheiten über die Stellung des Staatsanwalts, über 
die Stellung der ehemaligen Antragssteller und An­
tragsgegner sowie hinsichtlich der Sachantrage, der 
Beweisaufnahme, des Urteils und der Rechtsmittel be­
standen. Alle diese Fragen wurden in einem Artikel 
in der Zeitschrift „Arbeit und Sozialfürsorge“ ein­
gehend erläutert2). Gegenwärtig führen wir erneut eine 
Überprüfung der Verfahren nach § 31 KKVO für das 
Jahr 1956 durch, um einen genauen Überblick über die 
Entwicklung dieser Verfahren zu erhalten.

In unserer gesamten Mitwirkungstätigkeit auf dem 
Gebiet des Arbeitsrechts zeigte sich, daß Industrie­
gewerkschaften und Gewerkschaften die Konflikt­
kommissionen und die gewerkschaftlichen Prozeß­
vertreter nicht genügend anleiten. Wir hielten daher 
eine Überprüfung der Arbeit der Gewerkschaft auf 
arbeitsrechtlichem Gebiet für erforderlich. Bei unserer 
Analyse, an deren Vorbereitung die Kreisstaats­
anwälte teilnahmen, ging es vor allem um die Fest­
stellung, wie die Gewerkschaften die Konfliktkommis­
sionen anleiten und unterstützen, wie die Prozeß­
vertretung durch Gewerkschaftsfunktionäre vor den 
Arbeitsgerichten und wie die Rechtsberatung auf 
arbeitsrechtlichem Gebiet durchgeführt wird.

Da sich besondere Mängel in der Arbeit der Konflikt­
kommissionen in der Landwirtschaft herausstellten, 
wurden den Kreisstaatsanwälten konkrete Aufgaben 
zur Überprüfung auf diesem Gebiet gestellt. Dabei 
ergab sich u. a., daß einzelne Konfliktkommissionen 
bereits seit mehr als einem Jahr nicht von der Ge­
werkschaft unterstützt wurden. Es konnte deshalb 
auch Vorkommen, daß manche Konfliktkommissionen 
nur aus drei Mann bestanden, daß die KKVO dem 
Betriebsleiter und den Mitgliedern der Konflikt­
kommission nicht bekannt war und ähnliches.

Die Ausarbeitung von Analysen dient natürlich 
nicht nur der Verbesserung der Arbeit der Abteilung IV 
beim Bezirksstaatsanwalt. Der durch sie gewonnene 
Überblick über die Rechtsprechung auf bestimmten 
Gebieten des Zivil- und Arbeitsrechts ist zugleich 
Grundlage für die richtige Anleitung der Kreisstaats­
anwälte. Diese Anleitung erfolgt im Bezirk Dresden 
durch Instrukteure und in Dienstbesprechungen.

Im Bezirk Dresden sind die Kreise in drei Bereiche 
unterteilt, die sich in ihrer Struktur ähneln. Die 
Staatsanwälte jedes Bereichs treffen monatlich einmal 
zu sog. dezentralisierten Dienstbesprechungen zu­
sammen. Hierbei werden Erfahrungen ausgetauscht, 
die Ergebnisse der Analysen bekanntgegeben und aus­
gewertet. Die dezentralisierte Dienstbesprechung wird 
gleichzeitig dazu benutzt, mit den Kreisstaatsanwälten 
neue Gesetze oder Rechtsprobleme zu besprechen oder 
ihnen Hinweise für die weitere Arbeit zu geben.

Die Anleitung durch Instrukteure geschieht in der 
Weise, daß der Instrukteur mit dem Kreisstaatsanwalt 
einzelne Fälle der Mitwirkung in Zivil- oder Arbeits­
rechtsstreitigkeiten bespricht, mit ihm zusammen an 
Verhandlungen teilnimmt oder die Konfliktkommis­
sionen in den Betrieben besucht, um an Ort und Stelle 
Anleitung und Hilfe geben zu können.

Die Auswertung der Analysen beschränkt sich jedoch 
nicht auf die Staatsanwaltschaft. So wurde z. B. die 
Analyse auf dem Gebiet des Arbeitsrechts in einer
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